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12. 6. 1953. 

Regierungsvorlage. 

Bericht an den Nationalrat, betreffend die 
auf der 34. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz angenommenen Überein­
kommen (Nr. 99) über die Verfahren zur 
Festsetzung von Mindestlöhnen in der Land­
wirtschaft und (Nr. 100) über die GleiChheit 
des Entgelts männlicher und weiblicher Ar-

beitskräfte für gleichwertige Arbeit. 

A. Vorbemerkungen. 

In der Zeit vom 6. bis 30. Juni 1951 trat in 
Genf die Internationale Arbeitskonferenz zu 
ihrer 34. Tagung zusammen, auf der Österreich 
wie alljährlich durch eine vollständige Delegation 
vertreten war. 

Auf dieser Konferenz wurden u. a. die über­
einkommen (Nr. 99) über die Verfahren zur 
Festsetzung von Mindestlöhnen in der Land­
wirtschaft und (Nr. 100) über die Gleichheit des 
Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte 
für gleichwertige Arbeit angenommen. 

Nach Art. 19 Abs. 5 b, 6 bund 7 b Z. I 
der Verfassung der Internationalen Arbeits­
organisation ist jedes Mitglied verpflichtet, die 
von der Konferenz angenommenen überein­
kommen und Empfehlungen den zur Entschei­
dung berufenen Stellen zwecks Verwirklichung 
durch die Gesetzgebung oder zum Zwecke son­
stiger Maßnahmen zu unterbreiten und dem Ge­
neraldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
hierüber zu berichten. ~Die hiefür vorgesehene 
F rist beträgt ein Jahr, bei Vorliegen besonderer 
Umstände 18 Monate nach Schluß der Tagung 
der Konferenz. Im vorliegenden Falle ist die 
außerordentliche Frist am 29. Dezember 1952 
abgelaufen. Obgleich die vorbereitenden Arbeiten 
zur Vorlage der Konferenzbeschlüsse rechtzeitig 
durchgeführt worden sind, war es nicht mehr 
möglich, die Vorlage termingemäß vorzunehmen, 
da die VI. Gesetzgebungsperiode des österreichi­
schen Nationalrates vorzeitig beendet worden ist. 
Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits­
amtes wurde hierüber informiert. 

Die überein'kommen stellen Staatsverträge 
dar, zu deren Ratifikation nach Art. 65 Abs. 1 
der Bundesverfassung 1929 der Herr Bundes­
präsident zuständig· ist; die Ratifikation der 
übereinkommen bedarfülberdies zu ihrer Gül-

tigkeit nach Art. 50 der Bundesverfassung 1929 
der Genehmigung des Nationalrates, da die 
übereinkommen für das ratifizierende Mitglied 
eine mindestens elf jährige Bindung vorsehen 
und die gesetzgebende Körperschaft während 
dieser Zeit somit in ihrem Gesetzgebungsrecht 
insoweit eingeschränkt ist, als -sie 'auf den Ge­
bieten, die durch die übereinkommen geregelt 
sind, kein Recht setzen kann, das unter den Min­
destschutz der übereinkommen ,geht. 

B. Die übereinkommen. 

Das übe r ein kom m e n (N r. 99) übe r 
die Verfahren zur Festsetzung von 
M i n des t I ö h xi e n i n der L a n d wir t­
s c h a f t, ,dessen englischer und französischer 
Originaltext samt einem vom Internationalen 
Arbeitsamt im Einvernehmen mit den Regierun­
gen der Bundesrepublik Deutschland, der Schweiz 
und Österreich hergestellten deutschen über­
setzungstext in der Anlage beigeschlossen ist, 
verlangt im Art. 1 von dem Mitgliedstaat der 
Internationalen Arbeitsorganisation, der das 
übereinkommen ratifiziert, daß er Verfahren 
zur Festsetzung von Mindestlöhnen in der Land­
wirtschaft oder in verwandten Tätigkeiten ein­
richtet oder bestehende beibehält. Dabei steht es 
dem Mitgliedstaat frei, die Betriebe, Tätigkeiten 
oder Personengruppen zu bestimmen, auf die das 
Verfahren Anwendung zu finden hat; insbeson­
dere können Personengruppen ,vom Anwen­
dungsbereich ausgenommen werden, auf welche 
die Bestimmungen zufolge ihrer Beschäftigungs­
bedingungen nicht anwendbar sind, wie zum Bei­
spiel Familienangehörige des Betriebsinhabers. 
Art. 2 des übereinkommens regelt die teilweise 
Abgeltung des Mindestlohnes durch Sachleistun­
gen und verlangt geeignete Maßnahmen, damit 
diese Sachleistungen den Arbeitnehmern und 
ihren Familien am besten dienen. Art. 3 über­
läßt es der Gesetzgebung des Mitgliedstaates, die 
Art und die Anwendungsweise der Verfahren 
zur Festsetzung der Mindestlöhne selbst zu be­
stimmen; jedenfalls aber sind vor der Ent­
scheidung hierüber die Interessenvertretungen 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zu hören. 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern muß das Recht 
eingeräumt werden, an der Durchführung der 
Verfahren teilzunehmen, zu Rate gezogen oder, 
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angehört zu werden, je nachdem, wie es die 
innerstaatliche Gesetzgebung vorsieht. Den so 
festgesetzten Mindestlöhnen m,uß verbindliche 
Kraft zukommen. Einzelausnahmen von den 
Mindestlohnsätzen können von der zuständigen 
Behörde für körpe.rlich oder geistig behinderte Ar­
beitnehmer 'vorgesehen wCfiden, um clell"en Beschäf­
tigungsmöglichkeitien nicht zu schmälern. Ferner 
muß jeder ratifizierende Staat für die erforder­
liche Publizität der festgesetzten Mindestlohn­
sätze sowie für überwachungs-, Aufsichts- und 
Zwangsmaßnahmen sorgen, um deren Einhaltung 
sicherzustellen. Arbeitnehmern, die zu niedrige­
ren als den festgesetzten Mindestlohnsätzen ent­
lohnt wurden, muß das Recht eingeräumt wer­
den, die Befriedigung. ihrer Restforderungen im 
Rechtswege zu erlangen. Schließlich .sieht das 
übereinkommen eine jährliche Berichterstattung 
über die Art der Anwendung sowie die Ergeb­
nisse der Verfahren zur .Festsetzung der Mindest­
löhne vor. 

Das österreichische Land,arbeitsrecht mit 
seinem fortschrittlich entwickelten Kollektivver­
tragssystem enthält ausreichende Methoden zur 
Festsetzung von ,·Mindestlöhnen für die Arbeit­
nehmer in der Landwirtschaft. Das Landarbeits­
gesetz, BGBI. Nr. 140/1948, umschreibt den Be­
griff der Landwirtschaft genau und bestimmt 
eindeutig, wer als Landarbeiter anzusehen ist. Die 
Mitwirkung der Interessenvertretungen der Ar­
beitgeber und der Arbeitnehmer in der Land­
wirtschaft bei der Festsetzung von Mindestlöhnen 
ist im' Rahmen des bestehenden Kollektivver­
tragssystems eine notwe.ndige Voraussetzung. Für 
eineweitgehendeVeräffentlichung ·der durch 
Kollektivverträge festgesetzten Lohnsätze ist 
durch die Bestimmungen über die Hinterlegung 
der Kollektivverträge . bei der Obereinigungs­
kommission und über die.Kundmachung der­
selben gesorgt. Die Landwirtschaftsinspektionen, 
die Arbeitsgerichte und schließlich die Kontrolle 
der Einhaltung der Kollektivverträge durch die 
Kollektivvertragspartner selbst geben die Gewähr 
dafür, daß die festgesetzten Mindestlohnsätze 
tatsächlich eingehalten werden. Sdlließlich steht 
es jedem einzelnen Landarbeiter frei, sich beim 
Arbeitsgericht das Recht zu verschaffen wenn 
ihm der festgesetzte Lohn nicht bezahlt ~orden 
i.st. ,Es unterliegt keinem, Zweifel, daß das in 
österreich zur Festsetzung von Lohnsätzen ' be­
stehende Kollektivvertragsv\!rfahr~n ,als. ein Ver­
fahren im Sinne des übereinkommens angesehen 
werden kann; denn im Laufe der Internationalen 
Arbeitskonferenz, die sich mit der' Gestaltung 
des übereiI;1kommens befaßt hat, wurde die Fest­
stellung getroffen, daß unter dem Begriff "Ver­
fahren" zur Festsetzung von Mindestlöhnen alle 
geeigneten Verfahren zu verstehen sind,gleich­
viel ob es sich um die unmittelbare Lohnfest­
setzung durch besonder~ für diesen Zweck ge­
bildete Stellen handelt oder um ,die Lohnregelung 

im Rahmen eines Kollektivvertragssystems. Die 
Bestimmungen des übereinkommens sind daher 
in österreich verwirklicht. 

Das übe re i n kom m e n (Nr. 100) übe r 
die Gleichhe,it des Entgeltsmä,nn­
I ich e r ,u n d w e i b I ich e rAr bei t s­
kräfte für gleichwertige Arbeit, 
dessen Originalfassungen sowie die amtliche 
deutsche übersetzung als Beilage angeschlossen 
sind, grenzt zunächst den Begriff "Entgelt" und 
"Gleichheit des Entgelts männlicher und weib­
licher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit" 
ab, und fordert vom ratifizierenden Mitgliedsta~t, 
daß er mit allen Mitteln, die den bestehenden 
Lohnregelungseinrichtungen entsprechen, die 
Anwendung des Grundsatzes der Gleichheit 
des Entgelts für männliche und weibliche Ar­
beitskräfte bei gleicher Ari?eitsleistung auf alle 
Arbeitnehmer fördert und sicherstellt. Die Ver­
wirklichung dieses Grundsatzes kann im Wege 
der Gesetzgebung durch gesetzlich geschaffene 
oder anerkannte Einrichtungen zur Lohngestal­
tung, durch I\ollektivverträge oder durch eine 
Verbindung dieser Mittel geschehen. Für den 
Fall, daß hiedurch die Anwen4ung des über­
einkommens erleichtert wird, verlangt das über­
einkommen Maßnahmen für die objektive Be­
wertung der Beschäftigung auf Grund der Ar­
beitsleistung. Die Methoden hiezu können ent­
weder von den für die Lohnfestsetzung zustän­
digen Behörden oder von den Kollektivvertrags­
partnern bestimmt werden. Unterschiede in den 
Entgeltsätzen, die auf Grund objektiv fest­
gestellter Unterschiede in der Arbeitsleistung ge­
rechtfertigt sind, gelten jedoch nicht als Verstoß 
gegen den Grundsa!z \ des gleichen Entgelts für 

. männliche und weibliche Arbeitskräfte, wie ihn 
das übereinkommen festlegt. Bei Durchführung 
des übereinkommens wird' dem ratifizierenden 
Staat die Zusammenarbeit mit den Arbeitgeber­
und Arbeitnehmerverbällden zur Pflicht gemacht. 

Die Gleichheit des Entgelts für männliche und 
weibliche Arbeitnehmer bei gleicher Arbeits­
leistung ist in Österreich bereits weitestgehend 
verwirklicht. Die österreichische arbeitsrechtliche 
Gesetzgebung enthält zwar ,keine besonderen 
Vorschriften, wonach die Frauen hinsichtlich des 
Entgelts den' Männern gleichzustellen sind. Den­
noch ergibt sich in der Praxis keine Benachteili­
gungder weiblichen Arbeitskräfte gegenüber den 
Männern, da für die Arbeitnehmer entweder 
einheitliche Arbeitsbedingungen einschließlich der 
Entgeltsätze ohne Unterschied des Geschlechtes 
festgelegt sind oder, falls Unterschiede bestehen, 
diese auf die Verschiedenheit der geleisteten Ar­
beit zurückzuführen sind. 

Für die öffentlich-rechtlichen Bediensteten des 
Bundes sind die Gehälter beiiehungsw~ise Ruhe­
und Versorgungsgenüsse gesetzlid1geregel t. Die 
.Bezüge sind nach der Art der Verwendung' und 
nach . dem Dienstalter abgestuft. :pie Geh alts-
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tabellen finden einheitlich auf männliche und 
weibliche Bedienstete Anwendung. Nach den 
gleichen Grundsätzen erfolgt die Entlohnung der 
Vertragsbediensteten des Bundes. Das Dienstrecht 
der Gebietskörperschaften ist dem des Bundes 
angeglichen; dies gilt auch hinsichtlich der Gleich­
heit des Entgelts. 

Im Bereich der Privatwirtschaft erfolgt die 
Festsetzung der Entgeltsätze fast ausschließlich 
durch Kollektivverträge. Dabei sehen eine große 
Anzahl von geltenden Kollektivverträgen aus­
drücklich die gleiche Entlohnung von männlichen 
und weiblichen Arbeitnehmern für gleiche Ar­
beitsleistung vor. Eine andere Gruppe von Kol­
lektivverträgen sieht Akkord- und Stücklöhne 
sowie Prämiensätze bei gleicher Arbeit ohne Un­
terschied des Geschlechtes vor. Eine weitere 
Gruppe von Kollektivverträgen enthält Bestim­
mungen, wonach für die Durchführung gewisser 
Arbeiten Männern und Frauen der gleiche Lohn 
gebührt. Soweit in Berufszweigen abweichende 
Männer- und Frauenlöhne zur Anwendung ge­
langen, ist dies dadurch begründet, daß die Ar­
beiten der Frauen in quantitativer oder quali­
tativer Hinsicht an die der Männer nicht heran­
reichen oder daß diese leichterer Art sind. Diese 
unterschiedlichen Lohnsätze stehen jedoch nicht 

3 

im Widerspruch zu den Forderungen des über­
einkommens, das gleichfalls eine unterschiedliche 
Entlohnung zuläßt, sofern die Arbeitsleistung 
von Männern und Frauen eine verschiedene ist .. 

Angesichts der dargelegten Rechtslage hat die 
Bundesregierung in der Sitzung des Minister­
rates vom 9. Juni 1953 den Beschluß gefaßt, 
dem Herrn Bundespräsidenten die vorbehaltlose 
Ratifikation des übereinkommens (Nr. 99) über 
die Verfahren zur Festsetzung von Mindest­
löhnen in der Landwirtschaft und des überein­
kommens (Nr. 100) über die Gleichheit des Ent­
gelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte 
für gleichwertige Arbeit vorzuschlagen und hie­
zu gemäß Art. 50 der Bundesverfassung 1929 
die Genehmigung des Nationalrates einzuholen. 

Die Bundesregierung stellt daher den 

An t rag: 

"Der Nationalrat wolle dem übereinkommen 
(Nr. 99) über die Verfahren zur Festsetzung von 
Mindestlöhnen in der Landwirtschaft und dem 
übereinkommen (Nr. 100) über die Gleichheit 
des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeits­
kräfte für gleichwertige Arbeit die verfassungs­
mäßige Genehmigung erteilen." 
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Übereinkommen (Nr. 99) über die Verfahren zur Festsetzung von Mindest-
löhnen in der Landwirtschaft. --

CONVENTION CONCERN~ 
ING MINIMUM WAGE 
FIXING MACHINER Y IN 
AGRICULTURE. 

The General Conference of 
the International Labour Or­
ganisation, 

Having been convened at 
Geneva by the Governing 
Body oE the International 
Labour Office, and having 
met in its Thirty-fourth 
Session on 6 June 1951, 
arid 

Having decided upon the 
adoption of certain pro­
posals with regard: to mi­
nimum wage fixing machin­
ery in agriculture, which 
is the eighth item on the 
agenda of the session, and 

Having determined that these 
proposals shall take the 
form of an international 
Convention, 

adopts this twenty-eighth day 
of June of the year one thou­
sand ni ne hundred and fifty­
one the following Convention, 
which may be cited as the Min­
imum Wage Fixing Machin­
ery (Agriculture) Convention, 
1951: 

Article 1. 

1. Each Member of the In­
ternational Labour Organisa­
tion which ratifies thisCon­
vention undertakes to create or 
maintain adequate machinery 
whereby Immmum rates of 
wages can be fixed for workers 
employed in agricultural under­
takings and related occupations. 

CONVENTIQN CONCER-
NANT LES METHODES 
DE FIXATION DES SA­
LAIRES MINIMA DANS 
L' AGRICUL TURE. 

La Conference generale de 
l'Organisation internationale du 
Travail, 

Convoquee a Geneve par le 
Conseil d'administration 
du Bureau international du 
Travail, et s'y etant reunie 
le 6 juin 1951, en sa trente­
quatrieme session, 

Apres avoir decide d'adopter 
diverses propositions rela­
latives aux methodes de 
fixation des salaires mi­
nima dans l'agriculture, 
question qui constitue le 
huitieme point a l'ordre du 
jour de la session, 

Apres avoir deeide que ces 
propositions prendraient la 
forme d'une convention 
internationale, 

adopte, ce vingt-huitieme jour 
de juin - mil neuf cent ein­
quante et un, la convention ci­
apres, qui sera denommee Con­
vention sur les methodes de 
fixation des salaires mInima 
(agriculture), 1951: 

Article 1. 

OBEREINKOMMEN(NR; 99) 
OBER DIE VERFAHREN 
ZUR FESTSETZUNG VON 
MINDESTLöHNEN IN 
DER LANDWIR TSCHAFT. 

Die Allgemeine Konferenz 
der - Internationalen Arbeits­
organisation, die vom Verwal­
tungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf ein­
berufen wurde_~nd am 6. Juni 
1951 zu ihrer vierunddreißig­
sten Tagung zusammengetreten 
ist, 

hat beschlossen, verschiedene 
Anträge anzunehmen, betreffend 
die Verfahren zur Festsetzung 
von Mindestlöhnen in der 
Landwirtschaft, eine Frage', -die 
den achten Gegenstand ihrer 
Tagesordnung bildet, und hat 
dabei bestimmt, daß diese An­
träge die Form eines internatio­
nalen übereinkommens erhal­
ten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, 
am 28. Juni 1951, das folgende 
übereinkommen an, ·das als 
übereinkommen über die Ver­
fahren zur Festsetzung von 
Mindestlöhnen (Landwirtschaft), 
1951, bezeichnet wird. 

Artikel 1. 

1. Tout Membre de l'Organi- 1. Jedes Mitglied der Inter-
sation internationale du Tra- nationalen Arbeitsorganisation, 
vail qui ratifie la presente con- das dieses übereinkommen rati­
vention s'engage a instituer ou fiziert, verpflichtet sich, geeig­
a conserver les methodes ,ap- nete Verfahren einzurichten 
proprieeset permettant de fixer oder beizubehalten, die es ge­
des taux minima de salaires statten; Mindestlohnsätze für 
pour les travailleurs employe~ die Arbeitnehmer in landwirt­
dans les entreprises de l'agri- schaftlichen Betrieben und' in 
cul:ure ainsi que dans les occu- j verwandten Tätigkeiten festzu-
patlOns connexes. setzen. 
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2. Each Member which ra­
tifies this Convention shall be 
free todetermine, after con­
sultation with the most repre­
sentative organisations of em­
ployers and workers concerned, 
where such ex ist, to which un­
dertakings, occupations and 
categories ,of persons the mini­
mum wage, fixing machinery 
referred to in the preceding 
paragraph shall be applied. 

3. The '. competent ,authority 
may exclude from the applica­
tion of all or any of the pro­
V1SlOns ,of ,this' Convention 
categoI'ies of persons whose con­
ditions of employment render 
such provisionsinapplicable to 
them, such as members of the 
farmer'sfamily employed by 
hirn. 

Article 2. 

1. National laws or regula­
tions, collective agreements or 
arbitratiön awards may' autho­
rise the partial payment of 
minimum wages in the form of 
allowances in kind in cases in 
which payment in the form of 
such allowances is customary or 
desirable. 

2. In cases, in which partial 
payment of minimum wages 
in the form ofallowances in 
kind is authorised, appropriate 
measures shall be taken to en­
sure that-

(a) such allowances are ap­
propriate for, the personal 
use and benefit of the 
worker and his family; 
and 

(b) the value attributed to 
such allowances is 'fair 
and reasonable. 

Article 3. 

1. Each Member wh ich rati­
fies this Convention shall be 
free 1:0 decide, subject to the 
conditions stated in the follow­
ing paragraphs, the nature and 
form of the minimum wage 
fixing machinery, and the me­
thods tobe followed in its 
operation. 

2. Chaque Membre qui ra­
tifie la presente convention a 
la liberte, apres consultation des 
organisations les plus represen­
tatives d'employeurs et de tra­
vailleurs interessees, s'il en 
existe, de determiner les entre­
prises, les occupations et les 
categories de personnes aux­
quelles seront appliquees les 
methodes de fixation des sa­
laires minima prevues au para­
graphe precedent. 

3. L'autorite competente 
pourra exclure de l'application 
de l'ensemble ou de certaines des 
dispositions de la presente con­
vention les categories de, per­
sonnes a l'egar,d des quelles ces 
dispositions sont inapplicables 
du fait de leurs conditions 
d'emploi, telles que les membres 
de la famille de l'exploitant em­
ployes par ce dernier. 

Article 2. 

1. La legislation na,tionale, les 
conventions collectives ou les 
sentences arbitrales pourront 
permettre le paiement partiel 
du salain! minimum en nature 
dans les cas ou ce mode de 
paiement est souhaitable ou de 
pratique courante. 

2. Dans les cas ou le paie­
ment ,partieldusalaire mini­
mum en nature est autorise, des 
mesures appropriees doivent 
hre prises pour que: 

a) les prestations en nature 
serventa l'usage person­
nel du travailleur et de sa 
familIe et soient con­
formes aleurs interhs; 

b) la valeur 'attribuee aces 
prestations soit jus te et 
raisonnable. 

Article 3. 

1. Chaque Membre qui ra­
tifie la presente convention a 
la liberte de determiner, sous 
reserve des conditions prevues 
aux paragraphes suivants, les 
methodes de fixation des sa­
laires minima ainsi que les mö­
dalites de leur application. 

2. Jedem Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert, steht 
es frei, nach Anhörung der 
maßgebenden beteiligten Ar­
beitgeber- und Arbeitnehmer­
verbände, falls solche bestehen, 
die Betriebe, Tätigkeiten und 
Personengruppen zu bestim­
men, auf welche die im vorste­
henden Absatze vorgesehenen 
Verfahren zur Festsetzung von 
Mindestlöhnen anzuwenden 
sind. 

3. Die, zuständige Behörde 
kann von der Anwendung aller 
oder einzelner Bestimmungen 
dieses übereinkommens Per­
sonengruppen ausnehmen, auf 
die di'ese Bestimmungen infolge 
ihrer Anstellungsbedingungen 
unanwendbar sind, wie zum 
Beispiel die vom Betriebsinha­
ber beschäftigten Familienange~ 
hörigen. 

Artikel 2. 

1. Die Gesetzgebung, Gesamt­
arbeitsverträge oder Schieds­
sprüche können die teilweise 
Abgeltung des Mindestlohnes 
durch Sachleistungen in Fällen 
zulass~n, in denen diese Zah­
lungsweise wünschenswert oder 
üblich ist. 

2. Soweit die teilweise Abgel­
tung des Mindestlohnes durch 
Sachleistungen statthaft ist, 
sind geeignete Maßnahmen zu 
treffen, damit 

a) die, Sachleistungen dem 
persönlichen Gebrauch des 
Arbeitnehmers und seiner 
Familie dienen und ihren 
Bedürfnissen entsprechen, 

b) der Wert dieser Leistun­
gen gerecht und angemes­
sen berechnet, wird. 

Artikel 3. 

1. Jedem Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert, steht 
es frei, vorbehaltlich der- in den 
folgenden Absätzen genannten 
Bedingungen" die Verfahren zur 
Festsetzung von Mindestlöhnen 
s.owie deren, Anwendungsweise 
zu bestimmen. 
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2. Before adecision is taken 
there shall be full pre1iminary 
consultation with the most re­
presentative organisations of 
employers and workers con~ 
cerned, where such exist, and 
with any other persons spe­
cially qualified by their trade 
or functions whom the com­
petent authority deerns it use­
ful to consult. 

3. The employers and wor­
kers concerned shall take part 
in the operation of the mini­
mum wage fixing machinery, or 
be consulted or have the right 
to be heard, in such manner 
and to such extent as may be 
determined by national laws or 
regulations but in any case on 
a basis of compIere equality. 

4. Minimum rates of' wages 
which have been fixed shall be 
binding on the employers and 
workers concerned so as not 
to be subject to abatement. 

5. The competent authority 
may permit exceptions to the 
minimum wage rates in indi­
vidual cases, where necessary, 
to prevent curtailment of the 
opportunltles of employment 
of physically or mentally 
handicapped workers. 

Article 4. 

2. Avant qu'une decision soit 
prise, il devra hre procede a 
une consultation preliminaire 
approfondie des organisations 
les plus representatives ·d'em­
phyeurs et de travailleurs inte­
ressees, s'il en existe, et ~e 
toutes autres personnes spe· 
cialement qualifiees a cet egard 
par leur profession ou leurs 
fonctions, auxquelles l'autorite 
competente jugerait, utile de 
s'adresser. 

3. Les empIoyeurs et tra­
vailleurs interesses devront 
participer a l'application des 
methodes, ou hre consultes, ou 
avoir Ie droit d'hre entendus, 
sous la forme et dans la mesure 
qui pourront hre determinees 
par la legislation nationale, 
mais dans tous les cassur la 
base d'une egaIite absolue. 

4 .. Les taux minima de sa­
laires qui auront ete fixes se­
ront obligatoires pour les em­
ployeurs et travailleurs inter­
esses; ils ne pourront; hre 
abaisses. 

5. L'autorite competente 
pourra, la ou il est necessaire, 
admettre des derogations in­
dividuelles aux taux minima de 
salaires afin d'eviter la dimi­
nutiondes possibilites d'emploi 
des travailleurs a capacite phy­
sique ou mentale reduite. 

Article 4. 

1. Each Member which rati- 1. Tout Membre qui ratifie 
fies this Convention shall take la presente convention doit 
the necessary measures to en- prendre les dispositions qUl 
sure that the employers and s'imposent pour que, d'une 
workers, concerned are in- part, les employeurs et tra­
formed of the minimum rates vailleurs interesses aient con­
of wages in force and that naissance des taux minima des 
wages are not paid at less than salaires en vigueur et que, 
these rates in cases where they d'autre part, les salaires' effec­
are applicable; these measures tivement payes ne soient pas 
shall include such provision for inferieurs aux taux minima ap­
superVlSlon, inspection, and plicables; ces dispositions doi­
sanctions as may be necessary vent comprendre toutes me­
and appropriate to the con- sures de contr6le, d'inspection 
ditions obtaining in agriculture et de sanctions necessaires et les 
in the country concerned. mieux adaptees aux conditions 

de l'agriculture du pays inte­
resse. 

7 

2. Bevor darüber entschieden 
wird, sind die maßgebenden be­
teiligten Arbeitgeber- und Ar­
beitnehmerverbände, falls solche 
bestehen, wie auch nach Er­
messen der zuständigen Be­
hörde andere ,durch ihren Beruf 
oder ihren Wirkungskreis dazu 
besonders geeignete Personen 
eingehend zu Rate zu ziehen. 

3. Die beteiligten Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer haben an der 
Durchführung der Verfahren 
teilzunehmen oder müssen dabei 
zu Rate gezogen werden oder 
das Recht haben, angehört zu 
werden, und zwar in der Form 
und in dem Maße, wie die Ge­
setzgebung dies vo'rsieht, jeden­
falls aber auf dem Fuße völliger 
Gleichberechtigung. 

4. Die festgesetzten Mindest­
lohnsätze haben für die beteilig­
ten Arbeitgeber und Arbeitneh­
mer verbindliche Kraft; sie dür­
fen nicht unterschritten werden. 

5. Die zuständige Behörde 
kann erforderlichenfalls Einzel­
ausnahmen von den Mindest­
lohnsätzen zulassen, um eine 
Verminderung der Beschäfti­
gungsmöglichkeiten für körper­
lich oder geistig behinderte Ar­
beitnehmer z.u verhüten. 

Artikel 4. 

1. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert, hat 
die erforderlichen V orkehrun­
gen zu treffen, um sicherzust~l­
len, daß die beteiligten Arbeit­
geber und Arbeitnehmer Kennt­
nis von den geltenden Mindest­
lohnsätzen erhalten und daß 
die wirklich gezahlten Löhne 
nicht niedriger sind als die gel­
tenden Mindestsätze; diese Maß­
nahmen haben' die erforder­
lichen den landwirtschaftlichen 
V erhäl tnissen des betreffenden 
Landes am besten entsprechen-;: 
den überwachungs-, Aufsichts­
und Zwangsmaßnahmen zu um-
fassen. 6 
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2. A worker to whom the,' '2. T out travailleur, auquel'les ' 
minimum rates are applicable' taux minima son't applicables 
and who has heen paid wages et quia re~u des salaires in­
at less than these rates shail be ferieurs aces taux doit avoir le 
entitled to re cover, by judicial droit, par voie judiciaire ou par 
or other appropriate, proceed- une autre voie appropriee, de 
ings, 'the' amount by which recouvrer le montant de la 
he has been underpaid, subject somme qui lui reste due, dans le 
to such limitation of time as delai qui pourraetre fixe par la 
may be determined by national legislation nationale. 
laws or regulations. 

Article 5. Article 5. 

Each Member which ratifies Tout meinhre qui ratifie la 
this Convention shall com- presente convention doit com­
municate annually to the In- muni quer chaque annee au 
ternational Labour Office a Bureau international du Travail 
general statement indicating un expose general faisant con­
the methods and the results of nahre les modalites d'applica­
the application of the machin- tion de ces methodes, ainsi que 
ery and, in summary form, !eurs resultats. 'Cet expose com­
the occupations and ,approxi- prendra' des indications som­
mate numbers of workers maires sur les occupauons et les 
covered, the minimum rates of nombres approximatifs de tra­
wages fixed, and the more im- vailleurs soumis a cette regle­
portant of the other condi- mentation, les taux de salaires 
tions, if any, estilblished re- minima fixes et, le cas echeant, 
levant to the minimum rates. les autr,es mesures les plus im-

Article 6. 

The formal ratifications of 
this Converition shall be com­
municated to the Director­
General of the International 
Labour Office for registration. 

Article 7. 

1. This Convention shall be 
binding only upon those Mem­
bers of the International La­
bour Organisation whose ratifi­
cations have been registered 
with the Dir~ctor-General. 

2. Ir shall come irito force 
twelve months after the date 
on which the ratifications of 
two Members have been 
registered with the Director­
General. 

3. Thereafter, this Conven­
tion shall come into force for 
any Member twelve months 
after the -date on whichits rati­
ficatio~ has been r,egistered. 

portantes relatives aux salaires 
mlmma. 

Article 6. 

Les ratifications formelles de 
la presente convention seront 
communiquees au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail et par lui enre­
gistrees. 

Article 7. 

1. La presente convention ne 
liera que les Membres de 1'Or­
ganisation internationale du 
Travail dont la ratification aura 
ete enregistree par le Directeur 
general. 

2. Elle entrera en vigueur 
douze mois apres que les ratifi­
cations de deux Membres 
auront ete enregistrees par le 
Directeur general. 

3. Par la suite, cette con­
vention entrera en vlgueur 
pour chaque Membre douze 
mois apres la date ou sa ratifi­
cation aura ete enregistree. 

2. Jedem Arbeitnehmer, für 
den die' Mindestlohnsätze gel­
ten, der aber einen geringeren 
Lohn erhalten hat, ist das Recht 
zu wahren, im Rechtsweg oder 
in ,einem ,anderen geeigneten 
Verfahren die Zahlung des ihm 
gebührenden Lohnrestes inner-

'halb' einer von der Gesetz­
gebung zu bestimmenden Frist 
zu erwirken. 

Artikel 5. 

Jedes Mitglied, das dieses 
übereihkommen ratifiziert, hat 
dem' Internationalen Arbeits­
amt alljährlich eine allgemeine 
Darlegung zu übermitteln, ,die 
über die Art und Weise der 
Anwendung sowie über die Er­
gebnisse der Verfahren Aus­
kunft gibt. Diese Darlegung 
hat zusammenfassende Angaben 
über die Tätigkeiten und die 
ungefähren Zahlen der von der 
Regelung erfaßten Arbeitneh­
mer, über die festgesetzten Min­
destlohnsätze und gegebenen­
falls über die sonstigen für die 
Mindestlohnregelung besonders 
wichtigen Umstände zuent­
halten. 

Artikel 6. 

Die förmlichen Ratifikationen 
dieses übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Inter­
nationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 7. 

1. Dieses übereinkommen 
bindet nur diejenigen Mitglie­
der der Internationalen Arbeits­
organisation, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor ein­
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft, zwölf 
,Monate nachdem die Ratifi­
kationen zweier. Mitglieder 
durch den Generaldir,ektor ein­
getragen wOrden sind. 

3. In der Folge tritt dieses 
qhereinkommen jür jedes Mit­
glied zwölf Monate nach der 
Eintragung s-einer Ratifikation 
in Kraft. 

73 der Beilagen VII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)8 von 19

www.parlament.gv.at



ArtiCle 8. 

1. Declarations communi~ 
cated to the Director-General 
of the International Labour 
Office in accordance witl]. para­
graph 2 of Article 35· of the 
Constitution of the Interna­
tional Labour Organisation 
shall indicate-

(a) the territories in respett 
of which the Member 
concerned undettakes 
that the provisions of the 
Convention shall be ap­
plied without modifica­
tion; 

(b) the territories in respect 
of which it undertakes 
that the provisions of the 
Convention shall be ap­
plied subject to m~difi­
cations, together with de­
tails of the said modifi­
cations; 

(c) the territories in respect 
of which the Convention 
is inapplicable and in 
such cases the grounds on 
wh ich it is inapplicable; 

(d) the territories in respect 
of wh ich it reserves its 
decision pending further 
consideration of the po­
sition. 

2. The undertakings referred 
to in subparagraphs (a) and (b) 
of paragraph 1 of this Article 
shall be deemed to be an inte­
gral part of the ratification and 
shall have the force of ratifi­
cation. 

3. Any Member may at any 
time by a subsequent declara­
tion cancel in whole or in part 
any, reservation made in its 
original declaration in virtue of 
subparagraphs (b), (c) or (d) of 
paragraph 1 of this Article. 

4. Any Membermay, at any 
time at which the Conyention 
is subject to denunciation in 
accordance with the provisions 
of Article 10, communicate to 
the Director-General a decla­
ration modifying in any other 
respect the terms of any former 
declaration and stating the pre-

Article ·8. . 

1. Lesdeclarations qui seront 
communiquees au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail, confprmement au 
paragraphe 2 de l'article 35 de 
la ConstitUtion de i l'Organi­
sation internationale du Tra­
vail, 'devront faire conna~tre: 

a) les territoires pour les­
quels le Membre interesse 
s'engage a ce que les dis­
positions de la convention 
soient appliquees sans 
modification; 

b) les territoires pour les­
quels il s'engage ~ ce que 
les dispositions de la con­
ventiön soient appliquees 
avec des modifications, et 
en quoi consistent lesdites. 
modifications; 

c) les territoires auxqueIs la 
convention est inappli­
cable et, dans ces cas, les 
raisons pour lesquelles 
elle est inapplicable; 

d) les territoires pour les­
quels il reserve sa decision 
en attendant un examen 
plus approfondi de la 
situation a l'egard desdits 
territoires. 

2. Les engagements mention­
nes aux alineas a) et b) du 
premier paragraphe du present 
article seront reputes parties 
integrantes de la ratification et 
porteront des effets identiques. 

3. Tout Membre pourra re­
noncer, par une nouvelle decla­
ration, atout ou partie des 
reserves contenues dans sa 
declaration anterieure en vertu 
des alineas b), c) et d) du pre­
mier paragraphe du present 
article. 

4. Tout Membre pourra, pen­
dant les periodes au cours des­
quelles la presente convention 
peut etre denoncee conforme­
ment aux dispositions de l'ar­
ticle 10, communiquer au 
Directeur general une nouvelle 
declaration modifiant atout 
autre egard les termes de toute 

Artikel 8. 

1. Inden dem Generaldirek­
tor des Internationalen Arbeits­
amtes gemäß Artikel 35, Ab­
satz 2, der Verfassung der 
Internationalen Arbeitsorg·ani­
sation übermittelten Erklärun­
gen hat· das beteiligte Mitglied 
die Gebiete bekanntzugeberi, 

a) für die, es die Verpflich­
tung zur unveränderten 
Durchführung der Be­
stimmungen des überein­
kommens übernimmt, 

b) für die es ,die Verpflich­
tung zur Durchführung 
der Bestimmungen des 
übereinkommens mit Ab­
weichungen übernimmt, 
unter Angabe der Einzel­
heiten dieser Abweichun­
gen, 

c) in denen das überein­
kommen nicht durchge­
führt werden kann, und 
in diesem Falle die 
Gründe dafür, 

d) für die es sich die Ent­
scheidung bis zu emer 
weiteren Prüfung der 
Lag,e in bezug auf' die be­
treffenden Gebiete vor­
behält. 

2. Die Verpflichtungen nach 
Absatz 1, a) und b), dieses Ar­
tikels gelten als wesentlicher 
Bestandteil der Ratifikation 
und haben die Wirkung einer 
solchen. 

3. Jedes Mitglied kann die in 
der ursprünglichen Erklärung 
nach Absatz 1, b), c) und d), 
dieses Artikels mitgeteilten 
Vorbehalte jederzeit durch eine 
spätere Erklärung ganz oeter 
teilweise zurückziehen. 

4. Jedes Mitglied kann dem 
Generaldirektor zu jedem Zeit­
punkt, in dem dieses überein­
kommen nach Artikel 10 ge­
kündigt werden kann, eine Er­
klärung übermitteln, durch die 
der Inhalt jeder früheren' Er­
klärung in sonstiger Weise ab­
geändert und die' in dem be-
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sent position inrespect of such declaration anterieure et faisant 
terri~ories as it may specify. conna1tre la situation dans des 

territoires determines. 

Article 9. 

1. Declarations communi­
cated to the Director-General 
of the International Labour 
Office in accordance with pa­
ragraphs 4 or 5 of Article 35 
of the Constitution of the In­
ternational Labour Organisa­
tion shall indicate whether the 
provisions of the Convention 
will be applied in the territory 
concerned without modifica­
toin or subject to modifica­
tions; when the declaration in­
dicates that the provisions of 
the Convention will be applied 
subject to modifications, it 
shall' give details of the said 
modifications. 

2. The Member, Members or 
international authority con­
cerned may at any time by a 
subsequent ·declaration re~ 
nounce in whole or in part the 
right to have recourse to any 
modification indicated In any 
former declaration. 

3. The Member, Members or 
international authority con­
cerned may,' at any time at 
which this Convention is sub­
ject to denunciation in accor­
dance' with the provisions of 
Article 10, communicate to the 
Director-General a declaration 
modifying in any other respect 
the terms of any former decla­
ration and stating the present 
position in respect of the ap­
plication of the Convention. 

Article 10. 

1. A Member which has ra­
tified this Convention may de­
nounce it after the expiration 
of ten years from the date on 
which the Convention first 
comes into' force, by an act 
communicated to the Director­
General of the International 
Labour Office for registration. 
Such denunciation shall not take 
effect until one year after the 
date on wh ich it is registered. 

Article 9. 

1. Les declarations communi­
quees au Directeur general du 
Bureau international du Tra­
vail conformement aux para­
graph es 4 et 5 de l'article 35 
de la Constitution de l'Organi­
sation internationale du Travail 
doivent indiquer si les dis­
POSitIOns de la convention 
seront appliquees dans le terri­
toire avec ou sans modifica­
tions; lorsque Ia declaration 
indique que les dispositions de 
la convention s'appliquent sous 
reserve de modifications, elle 
doit specifier en quoi con­
sistent lesdites modifications. 

2. Le Membre ou les Mem­
bres ou l'autorite internationale 
interesses pourront renoncer 
entierement ou partiellement, 
par une declaration ulterieure; 
au droit d'invoquer une modifi­
cation indiquee dans une decla­
ration anterieure. 

3. Le Membre ou les Mem­
bres ou l'autorite internationale 
interesses pourront, pendant les 
periodes au cours desquelles la 
convention peut hre denoncee' 
conformement aux dispositions 
de l'article 10, communiquer au 
Directeur general. une nouvelle 
declaration modifiant atout 
autre egard les termes d'une 
declaration anterieure et faisant 
connahre la situation en ce qui 
concerne l'application de cette 
convention. 

Article 10. 

1. Tout Membre ayant ratifie 
la presente convention peut 
la denoncer a l'expiration d'une 
periode de dix annees apres la 
date de la mise en vigueur ini­
tiale de la convention, par un 
acte communique au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail et par lui enregistre. 
La denoncia tion ne prendra 
effet qu'une annee aptes avoir 
ete enregistree. 

treffenden Zeitp~nkt in be­
stimmten Gebieten bestehende 
Lage angegeben wird. 

Artikel 9. 

1. In den dem Generaldirek­
tor des Internationalen Arbeits­
amtes nach Artikel 35, Ab­
sätze 4 und 5, der Verfa~sung 
der Internationalen Arbeitsor­
ganisation übermittelten Erklä­
rungen ist anzugeben, ob das 
übereinkommen in dem betref­
fenden Gebiet mit oder ohne 
Abweichungen durchgeführt 
wird; besagt die Erklärung, daß 
die Durchführung des überein­
kommens mit Abweichungen 
erfolgt, so sind die Einzelheiten 
dieser Abweichungen anzuge­
ben. 

2. Das beteiligte Mitglied, die 
beteiligten Mitglieder oder die 
beteiligte internationale Be­
hÖl'de können jederzeit durch 
eine spätere Erklärung auf das 
Recht der Inanspruchnahme je­
der in einer früheren Erklärung 
mitgeteilten Abweichung ganz 
oder teilweise verzichten. 

3. Das beteiligte Mitglied, die 
beteiligten Mitglieder oder die 
beteiligte internationale Be­
hörde können dem General­
direktor zu jedem Zeitpunkt, in 
dem das übereinkommen nach 
Artikel 10 gekündigt werden 
kann, eine Erklärung übermit­
teln, durch die der Inhalt jeder 
früheren Erklärung in sonstiger 
Weise abgeändert und die in 
dem betreffenden Zeitpunkt be­
stehende Lage in bezug auf die 
Durchführung dieses überein­
kommens angegeben wird. 

Artikel 10. 

1. Jede~ Mitglied, das dieses 
über.einkommen ratifiziert hat, 
kann es nach Ablauf von zehn 
Jahren, gerechnet von dem Tag, 
an dem es zum erstenmal in 
Kraft getreten ist, durch An­
zeige an den Generaldirektor 
des Internationalen Arbeitsam­
tes kündigen. Die Kündigung 
wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein 
Jahr 'nach der Eintragung ein. 
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2. Each Member wh ich has 
ratified this Convention and 
which does not, within the 
year following the expiration 
of the period of ten years men­
tioned in the preceding para-, 
graph, exercise the right of de­
nunciation provided for in this 
Article, will be bound for 
another period of ten years 
and, thereafter, may denounce 
this Convention at the expira.­
tion of each period of ten years 
und er the terms provided for 
in this Article. 

Article 11. 

1. The Director-General of 
the International Labour Office 
shall notify all Members of the 
International Labour Organi­
sation of the registration of all 
ratifications, declarations and 
denunciations communicated to 
hirn by the Members of the 
Organisa !ion. 

2. When notifying the Mem­
bers of the Organisation of the 
registration of the second rati­
fication communicated to hirn, 
the Director-General shall draw 
the attention of the Members 
of the Organisation to the date 
upon which the Convention 
will come into force: 

Article 12. 

The Director-General of the 
International Labour Office 
shall communicate to the Se­
cretary-General of the United 
Nations for registration in ac­
cordance with Article 102 of 
the Charter of the United 
Nations full particulars of all 
ratifications, declarations and 
acts of denunciation registered 
by hirn in accordance with the 
provisions of the' preceding 
articles. 

Article 13. 

At such times as it may con­
sider necessary the Governing 
Body of the International 
Labour Office shall present to 
the General Conference a re­
POrt on the wörking of this 
Convention and shall examine 

2. Tout Membre ayant ratifie 
la presente convention qui, 
dansie dei ai d'une annee apres 
l'expiration de la periode de dix 
annees mentionnee au para­
graphe precedent, ne fera pas 
usage de la faculte de denon­
ciation prevue par le present 
article sera lie pour une nou­
velle periode de dix annees et, 
par' la suite, pourra denoncer 
la presente convention a l'ex­
piration de chaque periode de 
dix annees dans les conditions 
prevues au present ar-ticle. 

Article 11. 

1. Le Directeur general du 
Bureau international du Tra­
vail notifiera a tous les Mem­
bres de I'Organisation inter­
nationale du Travail l'enre­
gistrement de toutes les ratifica­
tions, declarations et denoncia­
tions qui lui seront communi­
quees par les Membres de l'Or~ 
ganisation. 
,2. En notifiant aux Membres 

de l'Organisation l'enregistre­
ment de la deuxieme ratifica­
tion qui lui aura ete commu­
niquee, le Directeur general 
appellera l'a:ttention des Mem­
bres de l'Organisation sur la 
date a laquelle la presente con­
vention entre ra en vlgueur. 

Article 12. 

Le Directeur general du 
Bureau international du Tra­
vail communiquera au Secre­
taire general des Nations Uni es 
aux fins d'enregistrement, con­
formement a l'article 102 de la 
Charte des Nations Unies, des 
renseignements, complets au 
sujet de toutes ratifications, de 
toutes declarations et de tous 
actes de denonciation qu'il aura 
enregistres conformement aux 
articles precedents. 

Article 13. 

Chaque fois qu'il le jugera 
necessaire, le Conseil d'admi­
nistration du Bureau inter­
national du Travail presentera 
a la Conference generale un 
rapport sur l'application de la 
presente convention et exa-

11 

2. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat 
und innerhalb eines Jahres nach 
Ablauf des im vorigen Absatz 
genannten Zeitraumes von zehn 
Jahren von dem in diesem Ar­
tikel vorgesehenen Kündigungs­
recht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeit­
r~um von zehn Jahren gebun­
den. In der Folge kann es dieses 
übereinkommen jeweiIs nach 
Ablauf eines Zeitraumes von 
zehn Jahren nach Maßgabe 
dieses Artikels kündigen. 

Artikel 11. 

1. Der Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
gibt allen Mitgliedern der 
Internationalen Arbeitsorgani­
sation Kenntnis von der Ein­
tragung aller Ratifikationen, 
Erklärungen und Kündigungen, 
die ihm von den Mitgliedern 
der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der' Generaldirektor wird 
die Mitglieder der Organisation, 
wenn er ihnen von der Ein­
tragung der zweiten Ratifika­
tion, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeit­
punkt aufmerksam machen, in 
dem dieses übereinkommen In 

Kraft tritt. 

Artikel 12. 

Der Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
übermittelt dem Generalsekre­
tär der Vereinigten Nationen 
zwecks Eintragung nach Ar­
tikel 102 der Charte der Ver­
einigten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von' ihm 
nach Maßgabe der vorausgehen­
den Artikel eingetragenen Ra­
tifikationen" Erklärungen und 
Kündigungen. 

Artikel 13. 

Der Verwaltungsrat des In­
ternationalen Arbeitsamtes hat, 
sooft er es für nötig erachtet, 
der Allgemeinen Konferenz, 
einen Bericht über die Durch­
führung dieses übereinkom­
mens zu erstatten und zu prü-
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,the desirability of placing' on mine ra 's'i! y a li eu d'inscrire a 
the agenda of the Conference ,l'ordre du jour de la Confe­
the question of its revision mrence la quesüon de sa revision 
whole or in part. totale ou partielle. 

Article 14. 

1. ShouLd 'the Conference 
adopt a new Convention re­
vising this Convention in whole 
or in part, then, unless the 

,new Convention otherwise pro­
vides-

(a) the ratification by a 
Member of the new re­
vlSlng Convention shall 
ipso jure involve the im­
mediate denunciation of 
this Convention, not­
withstanding the pro­
vlsIOns of" Atticle 10 
above, if and when the 
new revising Con\rention 
shall have come into 
force; 

(b) as from the date when 
the new revlSlng Con­
vention comes into force 
this Convention shall 
ce ase to be open to ra­
tification by the Mem­
bers. 

2. This Convention shall in 
any case remain in. force in its 
actual form and content for 
those Members which have 
ratified it but have not ratified 
the revising Convention. 

Article 15. 

The English and French ver­
sions of the text of this Con­
vention are equally authori­
tative. 

Article 14. 

1. Au cas ou la Conference 
adopterait une nouvelle con­
vention portant revision totale 
ou partielle de la presente con­
vention, et a moins que la nou­
velle convention ne dispose 
autrement: 

a) la ratification par un 
Membre de la nouvelle 
convention portant revi­
sion entralnerait de plein 
droit, nonobstant l'ar­
tide 10 ci-dessus, denon­
ciation immediate de la 
presente convention, sous 
reserve que lanouvelle 
convention portant revi­
sion soit entree en vi-.. 
gueur; 

b) a partir de la date de 
l'entree en vigueur de la 
nouvelle convention por­
tant 'revision, la presente 
convention cesserait d'etre 
ouverte a la ratification 
des Membres. 

2. La presente convention 
demeurerait en tout cas en 
vigueur dans sa forme et teneur 
pour les Membres qui l'auraient 
ratifiee et qui ne ratifieraient 
pas la convention portant 
revlsIOn. 

Article 15. 

Les versions fran<;aise et 
anglaise du texte de la presente 
convention font egalement foi. 

fen, 'ob die Frage' seiner gänz­
lichen oder teilweisen Abände­
rung auf die Tagesordnung der­
Konferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 14. 

1. Nimmt die Konferenz ein 
neues übereinkommen an, wel­
ches das vorliegende überein­
kommen ganz oder teilweise 
abändert, und sieht das neue 
übereinkommen nichts anderes 
vor, so gelten folgende Bestim­
mungen: 

a) Die Ratifikation des neu­
gefaßten übereinkom­
mens durch ein Mitglied 
schließt ohne weiteres die 
sofortig~ Kündigung des 
vorliegenden überein­
kommens in sich, ohne 
Rücksicht auf Artikd 10, 
vorausgesetzt, daß das 
neugefaßte übereinkom­
men in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des In­
krafttretens des neuge­
faßten übereinkommens 
an kann das vorliegende 
übereinkommen von den 
Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorlie­
gende übereinkommen nach 
Form und Inhalt jedenfalls in 
Kraft für die Mitglieder, die 
dieses, aber nicht das neugefaßte 
übereinkommen ratifiziert ha­
ben. 

Artikel 15. 

Der französische und der eng­
lische Wortlaut dieses überein­
kommens sind in gleicher Weise 
maßgebend. 
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Übereinkommen (Nr. 100) über die Gleichheit des Entgelts männlicher und 
weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit. 

CONVENTION CONCERN­
ING EQUAL REMUNE­
RA TION FOR MEN ANO 
WOMEN WORKERS FOR 
WORK OF EQUAL 
VAlUE. 

CONVENTION CONCER-
NANT L'EGALITE OE RE­
MUNERA TION ENTRE LA 
MAIN-O'OEUVRE MAS­
CULINE ET lA MAIN­
O'OEUVRE . FEMININE 
POUR· UN TRAV All DE 
VALEUR EGALE. 

üBEREINKOMMEN 
(NR. . 100) ,üBER DIE 
GLEICHHEIT DES ENT­
GEL TS MÄNNLICHER 
UNO WEIBLICHER AR­
BEITSKRÄFTE FüR 
GLEICHWERTIGE ARBEIT. 

The General Conference of La Conference generale de Die Allgemeine Konferenz 
the International Labour Or- l'Organisation internationale du der Internationalen Arbeitsor­
g,anisation, Travail, ganisation, die vom Verwal-

Hav,ing been convened at· Convoquee a Geneve par le tungsrat des Internationalen Ar-
Geneva ihy the Governing Conseil d'administration du beitsamtes nach Genf einberufen 
Body of tJhe International Bureau international du wurde und am 6. Juni 1951 zu 
Llibour Office; .and hav[ng Travail, et s'y etant reunie ihrer vierunddreißigsten Tagung 
met in its Thirty-fourth le 6 juin 1951, en sa trente~ zusammengetreten ist, 
Session on 6 June 1951, and quatrieme session, 

HaviIlJg decided ~pon the Apres avoir decide d'adopter 
adoption of certain' pro- diverses propositions rela-
posals with re-gal'd to the tives au principe de l'egalite 
pl'inciple of equal re-de remuneration entre la 
muneration for men and main-d'oeuvre masculine et 
women workers for work la main-d'oeuvre feminine 
of equal value, which is the pour un travail de valeur 
seventh item on the a.genda egale, question qui consti-
of the session, and tue le septieme point a 

Having det,errriined that these 
proposals shall take the 
,form of an international 
Convention, 

adopts this .twenty-ninth day 
of June of the yearone thou­
sand nine hundred andfifty­
one the following Convention, 
which may Ibe cited as the 
Equal Remuneration Conven~ 
tion, 1951: 

, Article 1. 

For the purpose of this Con-
vention- ' 

(a) the term "remuneration" 
incLudes the ordinary, 
basic or minimum wage 

l'ordre du jour de la session, 
Apres avoir decide que ces 

propositions prendraient la 
forme d'une convention 
internationale, 

adopte, ce vingt-ne1,lvieme jour 
de juin mil neuf cent cinquante 
et un, la convention ci-apres, 
qui sera denommee Convention 
sur l'egalite de remuneration, 
1951. 

Article 1. 

Aux fins de la presente con­
vention: 

a) le terme «remuneration» 
comprend le salaire ou 
traitement ordinaire, de-

hat beschlossen, verschiedene 
Anträge anzunehmen betreffend 
den Grundsatz dei- Gleichheit 
des Entgelts männlicher und 
weiblicher Arbeitskräfte für 
gleichwertige Arbeit, eine Frage, 
die den siebenten Gegenstand 
ihrer Tagesordnung bildet, und 
hat dabei bestimmt, daß diese 
Anträge die Form eines inter­
nationalen übereinkommens 
erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, 
am 29. Juni 1951, das folgende 
übereinkommen an, das als 
übereinkommen über die 
Gleichheit des Entgeltes, 1951, 
bezeichnet wird. 

Artikel 1. 

Für dieses 'Übereinkommen 
gelten folgende Begriffsbestim­
mungen: 

a) Der Ausdruck "Entgelt" 
umfaßt den üblichen 
Lohn, den Grund-oder 
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or salary and any addi­
tional emoluments what­
soever payable direct1y or 
lndirect1y, whether in cash 
or in kind, by the 
employer to the worker 
and arising out of the 
worker's employment; 

~b) the term "eq.ual remune­
ration for men and 
women workers for work 
of equal value" refers to 
rates of remuneration 
establi'Shed wl~thout dis­
crimina tion ba'sed on sex. 

Article 2. 

1. Each Member shalI, by 
means appropriate to the 
methods in operation fot deter­
mining rates of remuneI1ation, 
promote and, in S'O far as is 

. consistent with such methods, 
ensure the application to all 
workers of uhe principle of 
equal remuneration for menand 
women workers for work oE 
equal value. 

2. This principle may be 
applied by means of-

(a) national laws or regula­
tions; 

(b) legally established ür 
recognised machinery for 
wage determination; 

(c) collective agreements be­
tween employers and wor­
kers; or 

(d) a combina.tion üf these 
vanous means. 

Article 3. 

1. Where such action will 
assist in giving effect to the 
provisions 'Of thrs Convennion 
measures shall rbe taken tü pro~ 
mote objeotive ,apprais'al of jübs 
on the basis of the würk tü be 
performed. 

base üu minimum, et tüus 
autres avantages, payes 
directement üu indirec­
ternent, en especes üu en 
nature, par l'emplüyeur au 
travailleur en raison de 
l'emplüi de ce dernier; 

b) l'expression «egalite de 
remuneration entre la 
main-d'üeuvre masculine 
et la main-d'oeuvre femi­
nine püur un travail de 
valeur egale,} se refere 
aux tau x de remuneratiün 
fixes sans discriminatiün 
fündee sur le sexe. 

Article 2. 

1. Chaque Membre devra, par 
des müyens adaptes aux methü­
des en vigueur püur la fixatiün 
des taux de remuneratiün, en­
tüurager et, dans la mesure üu 
'ceci est cümpatible avec les­
dites methodes, assurer l'appli­
catiün a tüus les travailleurs du 
principe de l'egalite de remune­
ratiün entre la main~d'üeuvre 
masculine et la main-d'üeuvre 
feminine pour un travail de 
valeur egale. . 

2. Ce principe pourra etre 
applique au moyen: 

a) süit de la Iegislatiün 
natiünale; 

b) süit de tüut systeme de 
fixation de la remune­
ratiün etabli üU recünnu 
par la Iegislation; 

c) süit de cünventiüns collec­
tives passees entre emplü­
yeurs et travailleurs; 

d) soit d'une cümbinaisün 
de .ces divers müyens. 

Article 3. 

1. Lürsque de teIles mesures 
serünt de nature a faciliter l'ap­
plication de la presente. con­
ventiün, des mesures serünt 
prises püur encüurager l'eva­
luatiün übjective des emplüis 
sur la base des travaux qu'ils 
cümpürtent. 

Mindestlühn oder das üb­
liche Gehalt, das Grund­
üder Mindestgehalt sowie 
alle zusätzlichen Vergütun­
gen, die der Arbeitgeber 
auf Grund des Dienstver­
hältnisses dem Arbeit­
nehmer mittelbar 'Oder un­
mittelbar in bar oder in 
Sachleistungen zu zahlen 
hat. 

b) Der Ausdruck "Gleichheit 
des Entgelts männlicher 
und weiblicher Arbeits­
kräfte für gleich~ertige 
Arbeit" bezieht sich auf 
Entgeltsätze, die 'Ohne 
Rücksicht auf den Unter­
schied des Geschlechts 
festgesetzt sind. 

Artikel 2. 

.1. Jedes Mitglied hat mit den 
Mitteln, die den bestehenden 
Verfahren zur Festsetzung der 
Entgeltsätze entsprechen, die 
Anwendung des Grundsatzes der 
Gleichheit des Entgelts männ­
licher und weiblicher Arbeits­
kräfte für gleichwertige Arbeit 
auf alle' Arbeitnehmer zu för­
dern und, süweit es mit diesen 
Verfahren vereinbar ist, sicher­
zustellen. 

2. Dieser Grundsatz kann 
verwirklicht werden durch 

a) die Gesetzgebung, 

b) gesetzlich geschaffene oder 
anerkannte Einrichtungen 
zur L'Ohnfestsetzung, 

c) Gesamtarbeitsverträge 
zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern 'Oder 

d) eine Verbindung dieser 
verschiedenen Mittel. 

Artikel 3. 

1. Wird· die Anwendung 
dieses übereinkommens dadurch 
erleichtert, sü sind Maßnahmen 
zu treffen, die einer 'Objektiven 
Bewertung der Beschäftigungen 
auf Grund der dabei erfürder­
lichen Arbeitsleistung dienlich 
sind. 
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2. The methods to be follow­
ed in this appraisal may be 
decided upon hy the authorities 
respons;iible for the determina­
tion of rates of remuneration, 
or, where such utes are deter­
mined by collecüve agr,eements, 
by the parties thereto. 

3. Differennial ratesbetween 
workers which correspond, 
F"ithout regal1d to sex, to diffe­
rences, as determined by such 
objective .appm,isal, in the work 
to be performed sh-all not be 
considered as being contrary to 
the principle of equal remunera·· 
tion for men and women work­
~rs for work of equal value. 

Artic~e 4. 

Each Member shall co-opera te 
ilS appropriate with the em­
ployers' ,and workers' organi­
sations concerned for the pur­
pose of giving effect to the 
provisions ofnhis Convention. 

Article 5. 

The formal r.aoifications of 
this Convention shall be com­
municated to the Director­
General of the International 
Labour Office for registration. 

Article 6. 

1. This Convention shall' be 
binding only upon ,those Mem­
bers of the International Labour 
Ol1ganisation whose ratifications 
have been registered with the 
Director~General. 

i. It shall come into force 
twelve months ·atter ,the date 
on wh ich the ratifications of 
'two Membres have been regis­
tered with the Director­
General. 

3. Thereafter, this Conven­
tion shall wme into force for 
anY Member twe'lve m01?-ths 
after the ,date on which its ,rati­
fication has been registered. 

2. Les methodes a suivre pour 
cette evaluation pourront faire 
l'objet de decisions, soit de la 
part des autorites competentes 
en ce qui concerne la, fixation 
des taux de remuneration, soit, 
si les taux de remuneration sont 
fixes en vertu de' conventions 
collectives" de la part; des parties 
aces conventions. 

3. 'Les differences entre les 
taux de remuneration qui cor­
respondent, sans consideration 
de sexe, ades differences resul­
tant d'une teIle evaluation objec­
tive dans les travaux a effectuer 
ne' devront paS hre considerees 
comme contraires au principe de 
l'egalite de remuneration entre 
la main-d'oeuvre masculine et la 
main-d'oeuvre feminine pour 
un travail de valeur egale. 

Article 4. 

Chaque Membre collaborera, 
de lamaniere qui conviendra, 
avec les organisations d'emplo­
yeurs et de travail1<;urs inte­
ressees, en vue de donner effet 
aux dispositions de la presente 
convention. 

Article 5. 

Les ratifications formelles de 
la presente convention seront 
communiquees au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail et par lui 'enregis­
trees. 

Article 6. 

1. La presente convention ne 
liera que les Membres de 1'0r­
ganisation internationale du 
Travail dont la ratificationaura 
ete enregistree par le Directeur 
general. ' 

2. Elle entrera en vigueur 
douze mois apres que les rati­
fications de deux Membres 
'auront .ete enregistrees par le 
Directeur general. 

3. Par la suite, cette·conyen­
tion <;ntrera en vigueur pour 
chaque" M<;mbre douze mois 
apres la date ou sa ratification 
aura ete enregistree. 

15 

2. Die bei dieser Bewertung 
anzuwendenden Methoden kön­
nen' entweder .von den für die 
Festsetzung der Entgelt;sätze zu:': 
ständigen Behörden oder, wenn, 
die Entgeltsätze auf Grund von 
Gesamtarbeitsverträgen festge­
setzt werden, von den Vertrags­
parteien bestimmt werden.:, ' 

3. Unterschiede zwischen den 
Entgeltsätzen, die ohne R ück.­
sicht auf das Geschlecht des Ar­
beitnehmers derart objektiv 
festgestellten Unterschieden der 
Arbeitsleistung entsprechen, 
sind nicht als Verstoß gegen den 
Grundsatz der Gleichheit des 
Entgelts männlicher und weib­
licher Arbeitskräfte für gleich­
wertige Arbeit anzusehen. 

, Artikel 4. 

Jedes Mitglied hat in geeig­
neter Weise mit den beteiligten 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmer­
verbänden bei" der Durchfüh­
rung der Bestimmungen dieses 
übereinkommens zusammenzu­
arbeiten. 

Artikel 5. 

Die förmlichen Ratifikationen 
dieses übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Inter­
nationalen Arbeitsamtes 'zur 
Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 6. 

1. Dieses Ubereinkommen 
bindet n:ur diejenigen Mitglieder 
der Internationalen Arbeitsor­
ganisation, deren ,Ratifikation 
durch den Generaldirektor ein­
getragen ist. 

2. Es tritt in' Kraft zwölf 
Monate, nachdem die Ratifika­
tionen zweier Mitglieder durch 
den Generaldirektor eingetragen 
worden sind, 

3. In der Folge tritt dieses 
übereinkommen für jedes Mit­
glied zwölf Monate" nach der 
Eintragung seiner Ratifikation 
in Kraft. 
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Artide 7. 

1. DeclarationS commruni­
cated to the Director-General 
'Of the' International Labour 
Office in accordance with para­
graph 2 of Artide 35 of the 
Constitution 'Of rhe Inter­
nanional La:bour Organis.ation 
shall indicate-

(a) the territories in respect 
ofwhich the Member 
concerned undertakes that 
ehe provIslons of the 
Convention shall be ap­
plied without modifi­
cation; 

~b) the territories in respect 
of which it undertakes 
that the provisi'Ons ,öf the 

,Convention shaH be ap­
plied subject to moo,ifica­
tions, together Wlith de­
tails of the said modifi­
cations; 

(c) the territodes in respect 
'Of which Me Convention 
isinappLicatble arid in such 
cases the grounrds on 
which it rs inapplicable; 

(d) the territ'Ories in respect 
'Of which it reserves its 
decisl~ons pending further 
consideration of the 
position. 

2. The undertakings referred 
tü in subparagraphs (a) and (h) 
'Of pamgraph I, üf this Article 
sha11 he deemed to be an 
integral part 'Of the ratificatiün 
and shall have the fürce of 
ra tifica tion. 

3. Any Member may at .any 
time Ihy a sulbsequent declara­
tiün cancel in whole or in part 
any reservation made ün its 
original declaration .in virtue 
of subparagraphs (b), (c), or (d) 
üf paragraph 1 of thls Article. 

, 4. Any Memlher may, at any 
time, at which the Cünvention 
is subject tü denunciation in ac­
cürdance with the provisions of 
Article 9, cümmunicate tü the 
Directü'r~General a ,declal1ation 
modifying [n liny other respect 
the terms of any former decla­
ration and stating the present 
pOSItIOn ün ,respect of such 
territüries as it may specify. 

Article 7. 
1. Les declaratiüns qui seront 

communiquees au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail, conformement au 
paragraphe 2 de l'article 35 de 
la Constitution de l'Organisa­
tion internationale du Travail, 
devront faire connahre: 

a) les territoires pour les­
quels le Membre interesse 
s'engage ~ ce queles dis­
positions de la conventiün 
soient appliquees' sans mo­
difica tiün; 

b) les territoires pour les.: 
quels il s'engage ~ ce que 
les dispositions de la con~ 
vention soient appliquees 
avec des modifications, et 
en quoi consistent lesdites 
modit;ications; 

c) les territoires auxquels la 
convention est inappli­
cable et, dans ces cas, les 
raisons püur lesquelles elle 
est inapplicable; 

d) les territoires pour lesquels 
il reserve sa' decision en 
attendant un examen plus 
approfündi de la situation 
~ I'egard 'desdits terri­
toires. 

2. Les engagements mention­
nes aux alineas a) et b) du pre­
mier paragraphe du present 
article seront reputes parties 
integrantes de la ratification et 
porteront des effets identiques. 

3. Tüut Membre pourra re­
nüncer, par une nouvelle decla­
ratiün, ~ tout ou partie des re­
serves contenues dans sa decla­
ration anterieure en vertu des 
alineas b), c) et d) du premier 
paragraphe du present article. 

4. Tout Membre pourra, pen­
dant les periodes au cours des­
quelles la presente convention 
peut etre denoncee confor­
mement aux dispositiüns de 
l'article 9, communiquer au 
Directeur general une nouvelle 
declaration modifiant l tüut 
autre egard les termes de toute 
declaration anterieure et faisant 
cünnahre la situation dans des 
territoires dCtermines. 

. Artikel7. 

1. In den dem Generaldirektor 
des Internati'Onalen AI4beits­
amtes gemäß Al'tikel 35, Ab­
satz 2, der Verfassung der Inter­
nationalen Arbeitsür.ganisa tion 
übermittelten Erklärungen hat 
das beteiligte Mitglied die Ge­
biete hekanntzugeben, 

a) für die es. die V erpflich­
. tung zur unv·er~nderten 
Durchführung der Bestim­
mungen des übereinkom­
mensübernimmt, 

b) für die es die Verpflich­
tung zur Durchführung 
der Bestimmungen des 
übereinkommens mit Ab­
weichUllgen übernimmt, 
unter Angabe der Einzel­
he·iten dieser Abweichun­
gen, 

c) in denen das übereinkom­
men nicht durchgeführt 
werden kann, und in 
diesem Falle die Gründe 
dafür, 

,d) für die es sich die Ent­
scheidung his zu eliner 
weiteren Prüfung der Lage 
in bezug auf die betreffen­
den Gebiete vorbehält. 

2. Die Verpfli.chtungen nach 
Absatz 1, a) ,und b), dieses Ar­
tikels gelten .als wesendicher Be­
standteil der Ratifikatiün und 
haben die Wirkung einer solchen. 

3. Jedes Mitglied kann düe in 
der- ursprüIlßlichen Erklärung 
nach Ahsatz 1, b), c) und d), 
dieses Artikels mrugeteilten V or­
hehalte ,jederzeit durch eine 
sp~tere Erklärung ganz oder 
teilweise zurückziehen. 

4. Jedes Mitglied kann dem 
Generaldirektor zu jedem Zeit­
punkt, ~n ,dem dieses überein­
kümmen nach' Artikel 9. ge­
kündigt wel'iden kann, eine Er­
klärung übermittdn, durch die 
,der Inhalt jeder früheren Erklä­
rung in 50nsciger Weise abge­
ändert und die in .dem hetreffen­
den Zeitpunkt in bestimmten 
Gebieten bestehende L'age ange­
gebe'n wird. 
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Article 8. 

1. Dedarauions communi­
cated to the Director-General 
ofthe International Labour 
Office in ,accordance with 
paragraphs 4 or 5 of Article 35 
of the Constitution of the Inter­
national Lalbour Ol'lganisation 
shall indicate whether the pro­
'V'i~ions of the Convencion will 
be '<1pplied' in the territory 
concerned without modification 
or subject to modifications; 
when the dedaration ~ndicates 
ihat the provisions of the Con­
vention will be applied sU:bject 
to modifioations, it SihaU give 
details of the said modifications. 

2. The Member, Members or 
international aunhority con­
cerned' may 'at any time by a 
subsequent dec1aration renounce 
in wh oie or ;in part the right to 
have recourse 00 ra'ny modifi­
cation indicated in any former 
declaration. 

3. The Member, Members or 
intern;itional authority con­
cerned may, at ,any time at 
which this Convention is sub­
ject to denunciation in accor­
dance with the provisions of 
Article 9, communicate to the 
Director-General a declaration 
modifying in a;ny other respect 
the terms of any fotmer decla­
ration and stating the present 
position in respect of the appli­
cation of the Convention. 

Article 9. 

1. A Member which has 
ratified this Convention may 
denounce it afternheexpiration 
of ten years from the date on 
which the Convention first 
comes into force, by aJn act 
communicated to the Director­
General of the International 
Labour Office for registration. 
Such denunciation shall not 
take effect unuil one year ~fter 
the date on which it is re gis­
tered. 

2. Each Member which has 
ratified this Convention and 
which does not, within the year 

Article 8. 

1. Les declarations communi­
quees au Directeur general du 
Bureau international du Travail 
conformement aux paragraphes 
4 et 5 de l'article 35 de la Con­
stitution de l'Organisation in­
ternationale du Travail doivent 
indiquer si les dispositions de la 
convention seront appliquees 
dans le territoire avec ou sans 
modifications; lorsque la dec1a­
ration indique que les disposi­
tions de la convention s'appli­
quent sous reserve de modifi­
cations, elle doit specifier en 
quoi consistent lesdites modifi­
cations. 

2. Le Membre ou les Membres 
ou l'autorite internationale in­
teresses pourront renoncer en­
tierement oupartiellement, par 
une declaration ulterieure, au 
droit d'invoquer une modifi­
cation indiquee dans une dec1a­
ration anterieure. 

3. Le Membre ou les Membres 
ou l'autorite internationale in­
teresses pourront, pendant les 
periodes au cours desquelles la 
convention peut ,hre denoncee 
conformement aux dispositions 
de l'article 9, communiquer au 
Directeur general une nouvelle 
declaration modifiant atout 
autre egard les termes d'une 
declaration anterieure et faisant 
connaitre la situation en ce qui 
concerne l'application de cette 
convention. 

Article 9. 

1. Tout Membre ayant ratifie 
la presente convention peut la 
denoncer a l'expiration d'une 
periode de dix annees apres la 
date de la mise en vigueur ini­
tiale de la convention, par un 
acte communique au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail et par lui enregistre. 
La denonciation ne prendra effet 
qu'une annee apr es avoir' ete 
enregistree. 

2. Tout Membre ayant ratifie 
la presente convention qui, dans 
le delai d'une annee apres l'ex~ 

Artikel 8. 

1. In den dem Generaldirek­
tor des Internationalen Arbeits­
amtes nach Artikel 35, Ab­
sätze 4 und 5, der Verfassung 
der Internationalen Arbeits': 
organisation übermittelten Er­
klärungen ist anzugeben, ob das 
übereinkommen in dem be­
treffenden Gebiet mit oder ohne 
Abweichungen durchgeführt 
wird; besagt die Erklärung, daß 
die Durchführung des überein­
kommens mit Abweichungen 
erfolgt, so sind die Einzelheiten 
dieser Abweichungen anzugeben. 

2. Das beteiligte Mitglied, die 
beteiligten Mitglieder oder die 
beteiligte internationale Behörde 
können jederzeit durch eine 
spätere Erklärung auf das Recht 
der Inanspruchnahme jeder in 
einer früheren Erklärung mit­
geteilten Abweichung ganz oder 
teilweise verzichten. 

3. Das beteiligte Mitglied, die 
beteiligten Mitglieder oder die 
beteiligte internationale Behörde 
können dem Generaldirektor 
zu jedem Zeitpunkt, in dem das 
übereinkommen nach Artikel 9 
gekündigt werden kann, eine 
Erklärung übermitteln, durch 
die der Inhalt jeder früheren 
Erklärung in sonstiger Weise ab­
geändert und die in dem be­
treffenden Zeitpunkt bestehen­
de Lage in bezug auf die Durch­
führung dieses übereinkommens 
angegeben wird. 

Artikel 9. 

1. Jedes Mitglied, das, dieses 
übereinkommen ratifiziert hat, 
kann es nach Ablauf von zehn 
Jahren, gerechnet von dem Tag, 
an dem es zum erstenmal in 
Kraft getreten ist, durch An­
zeige an den Generaldirektor 
des Internationalen Arbeits­
amtes kündigen. Die Kündigung 
wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr 
nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat 
und innerhalb eines Jahres nach 
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füllüwing t:he expiration üf the 
period of ten. years mentiüned 
in the preceding pal1agraph, 
exercise the r~ght of denuncia­
tiün prüv1ded für in this 
Article, will Ibe büund für 
anüther period üfren yea·rs and, 
thereafter, may denüunce this 
Conventiün at the expiratiün of 
each periüd üf ten years ,under 
the terms provided für in this 
Article. 

Article 10. 

1. The Directür:-General of 
the Internatiünal Labour Office 
shaU nütify all Members of nhe 
Internatiodal LQbour Or:ganisa­
tion of. the regtistration of all 
r,atifications declarations 'and 
denunciatiü~s cümmunicated 
tü hirn by the Members of the 
Organisa tion. 

2. When notifying the Mem­
bers of the Organisation of the 
registra<tion of the secünd 
ratificatiün cümmunicated tü 
hirn, the Directür-Geneml shall 
draw the attentiün üf the Mem­
bers of the Organisatiün tü the 
date upün w-hich the Cünven­
tion weiH come into force. 

" 

Article 11. 

The Directür-General of the 
Int,ernarion,al Labour Office 
shall cümmwnieate tü the Seere­
tary-General üf the United 
Natiüns für registratiün in 
aeeürdance with Article 102 üf 
the Charter üf the United 
Natiüns full partieulars üf all 
ratifie~tiürus, dedarations and 
aets of denimoiatiün ,r,egistered 
by hirn in aeeürdanee wich the 
prüvisiüns of' the preeeding 
artides. 

Article 12. 

At such times as ie may 
cünsider neccessary the Güvern:­
ing Büdy üf the Internatiünal 
Labour Office shall present to 
the General Cünference a repürt 
on the working üf this Cünveri­
tiün and ~haH ex~mine the 
desirability of placing ün the 
agenda of the Cünference the 
question of its revisliün in whole 
or in part. 

piratiün de la periode dedix 
annees mentiünnee au para­
graphe precedent, ne fe ra pas 
usage de la faculte de. denün­
ciatiün ptevue par le present 
article sera lie pour une nouvelle 
periüde de dix annees et, par la 
suite, püurra denüncer la. pre-' 
sente conventiün a l'expiration 
de chaque periüde de dix annees 
dans les conditions prevues au 
present article. 

Articlel0. 

1. Le Directeur general du 
Bureauintetnational du Travail 
notifiera a tüus les Membres de 
l'Organisatiün internatiünale du 
Travail l'enregistrement de 
tüutes les ratificatiüns,. decla­
ratiüns et denonciations qui lui 
seront cümmuniquees par les 
Membres de l'Organisatiün. 

2. En notifiant aux Membres' 
de l'Organisation l'enregistre­
ment de la deuxieme ratificatiün 
qui lui aura ete communiquee, 
le Directeur general appellera 
l'attention des Membres de l'Or­
ganisatiün sur la date a laquelle 
la presente convention entrera 
en vigueur. 

Article 11. 

Le Direc.teur general du 
Bureau international du Travail 
cümmuniquera au Seeretaire 
general des Natiüns Unies aux 
fins d'enregistrement, eünforme­
ment a l'article 102 de la Charte 
des Natiüns Unies, des rens eigne­
ments eomplets au sujet de 
tüutes ratificatiüns, de toutes 
declarations' et de tous actes de 
denünciatiün qu'il aura en­
registres eünfürmement aux ar­
ticles precedents. 

Article 12. 

Chaque füis qu'il le jugera 
necessaire, le Cünseil d' 2.dmi­
nistr.atiün du Bureau internatiü­
nal du Travail presentera a ra 
Cünference generale un rappürt 
sur l'applicatiün de la presente 
cünventiün et examinera s'i! y 
a lieu d'inscrire a l'ordre du 
jüur de la Cünfererice la ques­
tiün de sa revisiün totale üU 
partielle. 

Ablauf des im vürigen Absatz 
genannten Zeitraumes vün zehn 
Jahren vün dem in diesem Ar­
tikel vürgesehenen Kündigungs­
recht keinen Gebrauch macht, 
bleibt ·für einen weiteren Zeit­
raum vün zehn Jahren gebun­
den. In der Fülge kann es dieses 
übereinkümmen jeweils nach 
Ablauf eines Zeitraumes vün 
zehn Jahren nach Maßgabe 
dieses Artikels kündigen. 

Artikel 10. 

1. Der Generaldirektür des 
Internationalen Arbeitsamtes 
gibt allen Mitgliedern der Inter­
nationalen Arbeitsorganisatiün 
Kenntnis von der Eintragung 
aller Ratifikatiünen, Erklärun­
gen und Kündigungen, die ihm 
vün den Mitgliedern der Organi­
satiün mitgeteilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird 
die Mitglieder der Organisation, 
wenn er ihnen von der Eintra­
gung der zweiten Ratifikation, 
die ihm mitgeteilt wird, Kennt­
nis gibt, auf den Zeitpunkt auf­
merksam machen, in dem dieses 
übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 11. 

Der Generaldirektor des 
Internatiünalen Arbeitsamtes 
übermittelt dem Generalsekre­
tär der Vereinigten Nationen 
zwecks Eintragung nach Ar­
tikel 102 der Charte der Ver­
einigten Natiünen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm 
nach Maßgabe der vorausgehen­
den Artikel eingetragenen Rati­
fikationen, Erklärungen und 
Kündigungen. 

Artikel 12. 

Der Verwaltungsrat des Inter­
nationalen' Arbeitsamtes hat, 
soüft er es für nötig erachtet, 
der Allgemeinen Konferenz 
einen Bericht über die Durch­
führung dieses übereinkümmens 
zu erstatten und zu prüfen, üb 
die Frage seiner gänzlichen oder 
teilweisen Abänderung auf die 
Tagesordnung der' Konferenz 
gesetzt werden soll. 
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Article 13. 

1. Should the Conference 
adopt a new Convention revis­
ing rhis Convention in whole 
or in part, ehen,' unless the new 
Convention otherwise pro­
vides-

(a) the ratification by a Mem­
ber of the' new revising 
Convention shall ipso JUTe 
involvc the immediate 
denunci,ation of this Con­
vention, notwirhstanding 
the pl'OvisioIllS of Article 9 
above, if and when the 
new revising Convention 
shall have come 'into force; 

(b) as from the date when 
the new revising Conven­
tion comes into force this 
Convention shaU cease to 
be open toratification by 
the Menrbers. 

2. This Convention shall in 
any ease remain [n force in its 
actual form and content for 
those Menrbers wh ich have 
ratifiedit but have not ratified 
therevising Convention. 

Article 14. 

The English and French ver­
sions of the text of this Conven­
tion are equally ,aurhoritative. 

Al'ticle 13. 

1. Au cas ou la Conference 
adopterait une nouvelle con­
vention portant revision totale 
ou partielle de la presente con­
vention, et a moins que Ia nou­
velle convention ne dispose 
autrement: 

a) la ratification par un 
Membre de la nouvelle 
convention portant revi­
sion entrainerait de plein 
droit, nonobstant l'article 
9 ci-dessus, denonciation 
immediate de la presente 
convention, sous reserve 
que la nouvelle con­
vention portant revision 
soit entree en vigueur; 

b) a partir de la date de l'en­
tree en vigueur de la 
nouvelle convention por­
tant revision, la presente 
convention cesserait d'hre 
ouverte a la ratification 
des Membres. 

2. La presente convention 
demeurerait en tout cas en 
vigueur dans sa forme et teneur 
pour les Membres qui l'auraient 
ratifiee et qui ne ratifieraient 
pas la convention portant re­
vision. 

Article 14. 

Les vers ions frans:aise et 'an­
glaise du texte de la presente 
convention font egalement foi. 
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Artikel 13. 

1. Nimmt die Konferenz em 
neu es übereinkommen an, 
welches das vorliegende über­
einkommen ganz oder teilweise 
abändert, und sieht das neue 
übereinkommen nichts anderes 
vor, so geiten folgende Bestim­
mungen: 

a) Die Ratifikation des neu­
gefaßten übereinkommens 
durch ein Mitglied schließt 
ohne weiteres die sofortige 
Kündigung des vorliegen­
den übereinkommens in 
sich, ohne Rücksicht auf 
Artikel 9, vorausgesetzt, 
daß das neugefaßte über­
einkommen in Kraft ge­
treten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des In­
krafttretens des neuge­
faßten übereinkommens 
an kann 'das vorliegende 
übereinkommen von den 
Mitgliedern nicht mehr 
ra tifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vor­
liegende übereinkommen nach 
Form und Inhalt jedenfalls in 
Kraft für die Mitglieder, die 
dieses, aber nicht das neugefaßte 
übereinkommen ratifiziert ha-' 
ben. 

Artikel 14. 

Der französische und der' 
englische Wortlaut dieses über­
einkommens sind in gleicher 
Weise maßgebend. 
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